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VON MARTINA SALOMON
UND JOSEF ERTL

Der Österreicher Johann
Prader arbeitet seit 25 Jah-
ren beim Internationalen
Währungsfonds in Washing-
ton und leitet seit November
2012 eine neue geschaffene
zentraleuropäische Stimm-
rechtsgruppe. Darin sind ne-
ben Österreich auch die Tür-
kei, die Slowakei, Sloweni-
en, Ungarn, Kosovo, Tsche-
chien und Weißrussland ver-
treten.

KURIER: Zwischen EU-Ländern
und der Türkei ist das Verhältnis
gespannt. Warum ist die Türkei
in dieser Gruppe auch vertreten?
Johann Prader: Wir vollziehen
nur nach, was in der Invest-
mentstrategie der Banken
passiert. In deren Portfolio
„Zentral- und Osteuropa“ ist
dieTürkeidabei.WennSiedie
Bewegung der Wiener Börse
anschauen, dann hat noch
vor den Erschütterungen
2008 jedes Problem der Tür-
kei auch Wien bewegt.

Wie ist die externe Sicht auf Ös-
terreich?

Österreichzähltzuden25
Ländern, wo der Bankensek-
torsorelevantist,dasserAus-
wirkungen auf die Weltfi-
nanzwirtschaft haben kann.

Wirtschafts-Nobelpreisträger
Paul Krugmann hat 2009 vor ei-
ner möglichen Pleite Öster-
reichs wegen des Banken-Ostri-
sikos gewarnt. War das falsch?

Wenn Sie überlegen, was
sich auf den Finanzmärkten
damals abgespielt hat, war
esnichtsNeues.Daswurdezu
sehr hochgespielt.

Wäre ein Staatsbankrott Öster-
reichs realistisch gewesen?

Nein, aber Möglichkeiten
gibt’s immer, wenn man ein
bestimmtes Ausmaß an
Staatsverschuldung hat und
gleichzeitig Garantien für
die Banken abgibt, die der
Steuerzahler tragen muss.

Ist Osteuropa für Österreich

„Danach kommt die Pensionskrise“
Interview. Johann Prader, IWF-Exekutivdirektor, warnt vor unterschätzten Risken und Selbstgefälligkeit

Johann Prader. Ein Innviertler in Washington setzt auf Kooperation
„Ich bin ein altes Kriegspferd“
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mehr Risiko oder mehr Chance?
Österreich hatte in der

Vergangenheit einen unge-
heuren Erfolg in der Region.
Profit ohne Risiko gibt es
aber nicht. Seit 2008 ist das
Risiko natürlich gestiegen.
Ökonomen und Beamte
schauen auf das Risiko, doch
UnternehmerlebenvomRisi-
ko. Österreich profitiert da-
von, dass es Leute gibt, die
über ihr Land hinausgehen.

Nun hat sich die Situation in Ost-
europa wieder stabilisiert.

Ja, aber solange die Euro-
zone stagniert, so lange be-
stehteinRisikofürOsteuropa
und alle, die dort engagiert
sind, weil osteuropäische
Länder vom Export nach
Westeuropa abhängig sind.

Wobei die meisten dennoch hö-
here Wachstumsraten aufwei-
sen als „alte“ EU-Länder.

Ja, sicher, weil die Ar-
beitskosten niedriger sind.
Aber es gibt auch ein politi-
sches Risiko, etwa in der
Ukraine oder in Ungarn.
Dort ist es durch die EU-Mit-
gliedschaft aber gemildert.

Was muss geschehen, damit die
Krise in der Eurozone bewältigt
wird? Fürs Erste hat jetzt die EZB
die Geldschleusen geöffnet.

Man muss Fortschritte
wie bei der europäischen
Bankenunion und der fiskal-
politischen Integration wei-
terausbauenunddarfnichtin
Selbstgefälligkeit verfallen.

Der IWF hat vor kurzem ge-
meint, man habe die Folgen der
harten Spar-Auflagen – drama-
tisch steigende Arbeitslosig-
keit – unterschätzt. War das ei-
ne Kurskorrektur?

Kurskorrektor würde ich
nicht sagen. Bedenken Sie,
dass der IWF eine Institution
mitHauptquartierindenUSA
ist. Daher sind die wirt-
schaftspolitischen Ansichten
der US-Debatte nicht ohne
Auswirkungen auf den IWF.

Waren die Auflagen zu hart für
die europäischen Krisenländer?

Das Problem mit Grie-
chenlandist ,dassLänderwie
Lettland viel höhere Sparan-
strengungen gemacht ha-
ben. Vor allem vor Wahlen
sind nicht einmal Steuern
eingehoben worden.

Die Spar-Auflagen waren also
nicht zu hart?

Wenn Sie anschauen,
was Europa für Griechen-
land getan hat, nein. Europa
hat 120 Milliarden in eine
Wirtschaft gesteckt, die nur
180 Milliarden wert ist.

War das ein Fehler?
Würde ich nicht sagen.

Hätte man Griechenland aus
derEurozoneentfernt,wären
die Auswirkungen auf die Fi-
nanzmärkte wahrscheinlich
größer als die Kosten der
Durchfinanzierung.

Zahlen für die Krise jetzt nicht
alle Sparer, auch in Österreich?
Deren Geld schrumpft durch
niedrige Sparzinsen.

Die Frage ist, wie man
mit hoher Staatsverschul-
dungumgeht.Alleredenüber
die Eurokrise, aber auch die
Amerikaner haben ein Schul-
denproblem.

Geht der Schulden-Abbau in Ös-
terreich rasch genug?

In der Vergangenheit hät-
te der IWF gesagt, es geht
nicht schnell genug. Das hat
sich geändert. Der Kurs ist in
Ordnung–weilÖsterreichin-
nerhalbEuropaszudenweni-
genLändernzählt,wonurein
milder Konsolidierungskurs
erforderlich ist.

Die Ratingagentur Fitch hat uns
aber erst kürzlich attestiert, zu
den zehn am meisten gefährde-
ten Ländern bezüglich hoher
Pensionslasten zu zählen.

Es gibt Studien, wonach
die Pensions- und Gesund-
heitskrise auf die G7-Länder
vierMalsogroßeAuswirkun-
gen haben wird wie die Fi-
nanzkrise. Die wachsenden
Kosten für das Gesundheits-

wesen werden unterschätzt.
Eine Finanzkrise dauert laut
Experten rund sieben Jahre.
Danach kommt langfristig
die Pensionskrise.

Wir sind erst in der Mitte der Fi-
nanzkrise und dann folgt die Al-
terungskrise?
Unter Ökonomen ist das der-
zeit Standardweisheit.

Und ist diese auch in Österreich
angekommen?

Österreich hat sein eige-
nes Mikroklima. Offensicht-
lich haben viele Leute für
sich den Schluss gezogen,
dass es besser ist, früher in
Pension zu gehen. Aber jede
einzelne Entscheidung ver-
schärft das Problem für alle.
Trotz vieler Reformen er-
höht sich das Pensionsalter
kaum. Historisch betrachtet,
hat Österreich Erfahrung
mit Pensionskrisen. Es war
das erste Land, das in den
Zwanzigerjahren ein Stabili-
sierungsprogramm des Völ-
kerbundes für die Nachfolge-
staaten der Monarchie hatte.
Das verschärfte sich, weil Ös-
terreich der Handel mit
Deutschland verboten war.

Also Ja zur Globalisierung?
Zu glauben, dass in Öster-

reich ohne Globalisierung al-
les besser wäre, ist eine Rie-
sen-Illusion. Zwei Drittel des
Bruttoinlandsprodukts hän-
gen von der Exportnachfra-
ge ab. Man muss sich vorstel-
len,wiearmÖsterreichwäre,
wenn es unter den Bedingun-
gen der Handelssysteme und
der geschrumpften Märkte
der Zwischenkriegszeit agie-
ren müsste. Leider herrscht
nicht nur in Österreich die
ganz große Gefahr des zu-
nehmenden Nationalismus
und Protektionismus.

Von welchen Ländern könnte
man lernen?

Wenn Sie die Erfinder
des Wohlfahrtsstaates, die
Schweden betrachten, dann
haben diese schon in den
Achtziger- und Neunziger-
jahren große Krisen und Ver-
änderungen durchgemacht.

Und zum Beispiel ihr Pensions-
system verändert.

Ja, Österreich und einige
Länder in Kerneuropa soll-
ten die nordischen Länder
studieren. Aber das ist
schwierig, wenn es allen Leu-
ten so gut geht. Den Sozial-
staat anzupassen, wäre hier-
zulande Sache der Sozial-
partnerschaft. Das ist eine
Stärke Österreichs.

Erleben wir gerade einen Tanz
auf dem Vulkan?

Das Leben ist immer ge-
fährlich (lacht). Die Krise ist
nochnichtvorbei.DieMärkte
unterschätzen momentan
das Risiko, wodurch der
Druck auf die Politik sinkt.
Die Zeit jetzt muss aber für
Reformen genützt werden.
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Schwedenbomben-Krise
Nach Lieferengpässen fährt
Niemetz Produktion wieder hoch.

Erst im vergangenen Jahr
wurdeinderWienerHofburg
die Bildung einer Zentral-
und Osteuropäischen
StimmrechtsgruppeimInter-
nationalen Währungsfonds
(IWF) besiegelt. Leiter dieser
CEE-Gruppe ist der „Wäh-
rungsfonds-Veteran“, der
Innviertler Johann Prader.
Der61-jährigelebtseiteinem
Vierteljahrhundert in Wa-
shington, kommt aber regel-
mäßig beruflich nach Wien.

Türkei übernimmt
Österreichs Stimmrechtsan-
teil im IWF beträgt 0,9 Pro-
zent, die Gruppe hält nun ge-
meinsam 3,4 Prozent. Prader

führt den Vorsitz für insge-
samt zwei Jahre. Danach
gehtderVorsitzandieTürkei.

Warum wurde gerade er
zueinemder24IWF-Direkto-
ren gekürt? „Weil ich, wie
man im Englischen sagt, ein
’old war horse’ bin und allein
in meiner Ländergruppe
hunderte Minister und Gou-
verneure erlebt habe“, sagt
er. Den neuen Job betrachtet
er als „Modell für Kooperati-
on,ToleranzundRespekt“.Es
sei eines der wichtigsten Si-
gnale Österreichs an die
Nachbarstaaten, aufgrund
der Stärke des Bankensys-
tems nicht auf Dominanz zu
setzen, sondern, „dass wir al-

le das gemeinsame wirt-
schaftliche und finanzielle
Interesse der Region im IWF,
der wichtigsten Institution
des Finanzsystems, vertre-
ten. Er habe im IWF schon oft
die Erfahrung gemacht, dass
es nicht auf Stimmrechtsan-
teil und Macht ankomme,
sondern darum, ob jemand
Ideen und Vorstellungen ha-
be.

„Ich bin eine Stimme der
Mäßigung und versuche die
DingeindierichtigenPropor-
tionen zu rücken.“ Manch-
mal würden die Dinge hoff-
nungslos erscheinen, aber
„wir müssen miteinander Ge-
duld haben“.

„Österreich hat sein eigenes Mikroklima“, sagt Prader. Der Oberösterreicher arbeitet für den Internationalen Währungsfonds in Washington

Lokalaugenschein in Wien – mit Interviewern Ertl und Salomon


